
AKTUELLE RECHTSPRECHUNG

Schuldrecht
Rodelbahnbetreiberin muss nicht zahlen
In dem Rechtsstreit, in dem eine Touristin nach einem Ro­
delunfall Schadensersatz von der Betreiberin der Winterro­
delbahn in Oberwiesenthal verlangt, hat das Oberlandesge­
richt Dresden mit Urteil vom 26. Juli 2023 die Klage auf 
Schadensersatz insgesamt abgewiesen, Az. 13 U 1378/22.
Der 13. Senat des OLG hat nach einem gescheiterten Ver­
gleichsvorschlag über eine Abgeltungszahlung von 
10.000 EUR Beweisaufnahme zum Unfallhergang und der 
Frage nach Freigabe der Strecke durch die Beklagte erhoben. 
Nach Auffassung des Senats ist es im Ergebnis der Klägerin 
nicht gelungen, die Behauptung der beklagten Betreiberin zu 
widerlegen, dass am offiziellen Startpunkt der Rodelstrecke 
ein Sperrschild gestanden habe. Es liege vielmehr nahe, dass 
die Klägerin und ihre Familie den Einstieg in die Rodelbahn 
hinter dem Startpunkt gewählt hatten, was möglicherweise 
der Grund dafür sei, dass die Klägerin und ihre Familie beim 
Einstieg kein Sperrschild wahrgenommen hätten.
Die Beklagte habe ihre Verkehrssicherungspflicht nicht da­
durch verletzt, dass sie die Rodelstrecke nicht auch hinter 
dem offiziellen Startpunkt mit Warn- und Sperrschildern 
versehen habe. Solches sei Betreibern von Skipisten und 
Naturrodelbahnen, die sich zuweilen über eine Länge von 
mehreren Kilometern erstreckten und von allen Seiten frei 
zugänglich seien, nicht zumutbar. Schließlich sei die Beklag­
te nicht verpflichtet gewesen, die gesperrte Naturrodelbahn 
zu überwachen und gegen Personen einzuschreiten, die auf 
eigene Verantwortung diese Anlage außerhalb der Betriebs­
zeiten benutzten.
Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 29/2023 vom 26. Juli 2023

Familienrecht
Kein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss für mit Samenspende 
gezeugtes Kind
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat mit Ur­
teilen vom 10. August 2023 in drei Berufungsverfahren ent­
schieden, dass eine alleinerziehende Mutter für ihr Kind, das 
unter Verwendung einer offiziellen Samenspende nach dem 
Samenspenderregistergesetz gezeugt worden ist, keinen An­
spruch auf Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
hat, Az. OVG 6 B 15/22, OVG 6 B 16/22 und OVG 6 B 
17/22.
Die Klägerinnen hatten sich mit ihren Berufungsverfahren 
gegen Urteile des Verwaltungsgerichts gewandt, das ent­
schieden hatte, Unterhaltsvorschuss sei nicht zu gewähren, 
weil dies der gesetzgeberischen Konzeption widerspreche, 
die öffentliche Unterhaltsleistung in erster Linie als Vor­
schuss zu zahlen und von dem säumigen zum Barunterhalt 
verpflichteten anderen Elternteil zurückzufordern.
Dem ist der 6. Senat des OVG gefolgt. Zwar habe das Kind 
nach dem Samenspenderregistergesetz einen Anspruch da­
rauf, zu erfahren, wer sein biologischer Vater sei. Ein Rück­
griff der Unterhaltsvorschussstelle auf den anderen Elternteil 
sei aber von vornherein aussichtslos, weil die mit dem Sa­
menspenderregistergesetz am 1. Juli 2018 in Kraft getretene 
Regelung des § 1600 d Abs. 4 BGB es ausschließe, dass der 
offizielle Samenspender als rechtlicher Vater festgestellt wer­
de.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 19/2023 vom 
10. August 2023
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Kommunalverfassungsrecht

Stadtrat muss von AfD-Fraktion benannte Ausschussmitglieder 
bestätigen
Das Verwaltungsgericht Halle hat mit Urteil vom 4. August 
2023 festgestellt, dass der Beschluss des Stadtrats der Stadt 
Halle vom 19. Dezember 2019 über die Ablehnung der Auf­
nahme von bestimmten sachkundigen Bürgern in die Aus­
schüsse des Stadtrates rechtswidrig gewesen ist, Az. 3 A 
180/20 HAL.

Mit diesem Beschluss wurde die Berufung der von der AfD-
Fraktion benannten und ihr nach der Fraktionsstärke zu­
stehenden sieben sachkundigen Personen in die beratenden 
Ausschüsse des Stadtrats mehrheitlich abgelehnt. Die Ableh­
nung stützte sich allein darauf, dass drei der vorgeschlage­
nen Personen einen rechtsextremen Hintergrund hätten. Un­
streitig war zwischen den Beteiligten, dass der AfD-Fraktion 
das Recht zur Benennung sachkundiger Einwohner für die 
Ausschüsse grundsätzlich zusteht.

Nach Auffassung der 3. Kammer des VG besagen die 
maßgeblichen Vorschriften des Kommunalverfassungsgeset­
zes des Landes Sachsen-Anhalt, dass der Stadtrat bei seiner 
Beschlussfassung über die Berufung sachkundiger Einwoh­
ner an die Benennung der Personen durch eine Fraktion 
gebunden ist. Der Stadtrat dürfe lediglich die Sachkunde 
der benannten Personen prüfen, nicht jedoch deren politi­
schen Haltung. Da im konkreten Fall die Sachkunde der 
benannten Personen nicht in Zweifel gezogen worden sei, 
verstoße der Beschluss des Stadtrates gegen das Kommunal­
verfassungsgesetz und sei deshalb rechtswidrig.
Quelle: Pressemitteilung des VG Halle Nr. 4/2023 vom 9. August 2023

Beamtenrecht

Entlassung eines Berliner Polizeibeamten auf Widerruf 
rechtmäßig
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat mit Be­
schluss vom 27. Juli 2023 die Entscheidung der Polizei Ber­
lin, einen 21-jährigen Kriminalkommissar-Anwärter aus dem 
Beamtenverhältnis auf Widerruf zu entlassen, für rechtmäßig 
erklärt und den Antrag des Polizeibeamten auf Gewährung 
vorläufigen Rechtsschutzes abgelehnt, Az. OVG 4 S 11/23.

Die Dienstbehörde hatte festgestellt, dass der Polizeibeamte 
zahlreiche Internetbeiträge der „Neuen Rechten“ verfolgte 
und mehrere von ihnen likte. Die Beiträge enthielten Schmä­
hungen von Muslimen, Gleichsetzungen von Coronaschutz­
maßnahmen mit der Verfolgung von Juden im Nationalso­
zialismus und die Verächtlichmachung von Repräsentanten 
der Bunderepublik Deutschland.

Der 4. Senat hat bekräftigt, dass allen Landesbeamten ein 
Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung von Berlin 
abzuverlangen sei. Es sei unverzichtbar, dass die Beamten 
den Staat und die geltende verfassungsrechtliche Ordnung 
bejahten und sich eindeutig von Gruppen und Bestrebun­
gen distanzierten, die diesen Staat, seine verfassungsmäßigen 
Organe und die geltende Verfassungsordnung angriffen, be­
kämpften und diffamierten. Bestünden begründete Zweifel 
an der Verfassungstreue eines Beamten auf Widerruf, müs­
se die Dienstbehörde ihn entlassen. Es sei nicht notwendig, 
dass eine verfassungsfeindliche Einstellung erwiesen sei.
Quelle: Pressemitteilung des OVG Berlin-Brandenburg Nr. 18/2023 vom 
27. Juli 2023
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Fortsetzung von Seite IV

Öffentliches Dienstrecht

Früherer Präsident des Landesrechnungshofs behält sein 
Ruhegehalt
Der Dienstgerichtshof bei dem Oberverwaltungsgericht des 
Landes Sachsen-Anhalt hat mit Urteil vom 17. August 2023 
die Klage des Landtagspräsidenten auf Aberkennung des 
Ruhegehalts des früheren Präsidenten des Landesrechnungs­
hofs abgewiesen, Az. DGH 1/22.
Dem Präsidenten des Landesrechnungshofes war vorgewor­
fen worden, nach seiner Tätigkeit Beratungsleistungen für 
den Mitteldeutschen Rundfunk erbracht zu haben, ohne die­
se Nebentätigkeit zuvor ordnungsgemäß anzuzeigen. 
Zur Urteilsbegründung hat der Vorsitzende Richter ausge­
führt, der frühere Rechnungshofpräsident habe zwar schuld­
haft gegen seine Anzeigepflicht verstoßen. Die vollkomme­
ne Streichung seiner Versorgungsbezüge sei allerdings unver­
hältnismäßig. 
Quelle: Pressemitteilung des OVG Magdeburg Nr. 13/2023 vom 17. Au-
gust 2023

Schulrecht

Schriftlicher Verweis wegen Fotoaufnahmen vom Lehrer 
rechtens
Einem Schüler, der während der Unterrichtszeit von seinem 
Lehrer ohne dessen Einverständnis Fotos machte und diese 
versendete, ist zu Recht ein schriftlicher Verweis erteilt wor­
den. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin mit Urteil vom 
21. Juli entschieden, Az. VG 3 K 211/22.
Der Achtklässler fotografierte nach eigener Angabe aus Lan­
geweile heimlich seinen Klassenlehrer während des Unter­
richts mit seinem Tablet und versendete die Fotos an eine 
unbekannte dritte Person. Die Bilder wurden sodann über 
Nachrichtendienste in der Schülerschaft der Schule digital 
weiterverbreitet. Eine einberufene Klassenkonferenz unter 
Leitung des Klassenlehrers beschloss einstimmig, dem Schü­
ler einen schriftlichen Verweis zu erteilen, und mehrheitlich, 
den Verweis auf dem Schuljahreszeugnis einzutragen. Der 
Widerspruch des Schülers gegen den Verweis blieb ohne Er­
folg.
Die 3. Kammer des VG hat die daraufhin eingereichte Klage 
des Schülers abgewiesen. Der schriftliche Verweis habe als 
schulische Ordnungsmaßnahme keinen Strafcharakter, son­
dern sei eine pädagogische Maßnahme, die neben der Erzie­
hung des betroffenen Schülers vornehmlich der Sicherung 
der Funktionsfähigkeit der Schule, insbesondere des Schul­
unterrichts, diene. Voraussetzung seien objektive Pflichtver­
letzungen des betreffenden Schülers. Bei der Verhängung 
einer Ordnungsmaßnahme komme der Schule ein pädago­
gischer Beurteilungsspielraum zu, der nur sehr begrenzt 
einer gerichtlichen Kontrolle unterliege, insbesondere dahin­
gehend, ob der Sachverhalt zutreffend ermittelt worden sei, 
die Maßnahme willkürfrei sei und die Grenzen der Verhält­
nismäßigkeit wahre. Dies sei hier gegeben. Der Schüler ha­
be eingeräumt, die Fotos vom Klassenlehrer ohne dessen 
Einverständnis angefertigt und versendet zu haben. Damit 
habe er gegen die Hausordnung der Schule verstoßen, den 
Unterrichtsablauf gestört sowie das allgemeine Persönlich­
keitsrecht des Lehrers verletzt. Der schriftliche Verweis sei 
als mildeste Ordnungsmaßnahme angesichts der viralen Ver­
breitung der Fotos in der Schule, der damit verbundenen 
Nachahmungsgefahr und des uneinsichtigen Verhaltens des 
Schülers verhältnismäßig. Der Schule stehe es frei, sich we­
gen desselben Vorfalls ggf. sowohl erzieherischer Maßnah­
men – etwa in Form eines erzieherischen Gesprächs mit dem 
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Schüler – als auch förmlicher Maßnahmen – wie hier dem 
Verweis – zu bedienen. Auch die Eintragung des Verweises 
auf dem Zeugnis sei vor dem Hintergrund der Pflichtverlet­
zung des Schülers, der durch das Versenden der ungenehmig­
ten Fotos erst das Risiko ihrer Verbreitung geschaffen habe, 
nicht zu beanstanden, zumal es sich nicht um ein Abschluss­
zeugnis handle.
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 33/2023 vom 11. August 2023 

Rechtswidrige Schulplatzvergabe an Staatlichen 
Internationalen Schulen Berlins
Die Schulplatzvergabe für die Erstklässler an den Staatlichen 
Internationalen Schulen Berlins für das Schuljahr 2023/2024 
war voraussichtlich rechtswidrig. Die Nelson-Mandela-
Schule muss deswegen vorläufig vier weitere Kinder aufneh­
men, die Wangari-Maathai-Internationale-Schule zwölf Kin­
der. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin in mehreren Eil­
verfahren mit Beschlüssen vom 9. und 10. August entschie­
den, Az. u.a. VG 35 L 137/23 und VG 35 L 96/23.

Wie die verfügbaren Schulplätze für die Staatlichen Interna­
tionalen Schulen Berlins vergeben werden, ist in einer Ver­
ordnung geregelt. Danach können je Klasse zunächst 20 
Plätze verteilt werden. Zehn Plätze sind für dauerhaft in 
Berlin wohnende Kinder mit deutscher oder englischer Mut­
tersprache vorgesehen, zehn Plätze stehen Kindern aus hoch­
mobilen Familien wie insbesondere Mitarbeitern von diplo­
matischen Vertretungen zur Verfügung. Zwei weitere Plätze 
je Klasse können mit kurzfristig hinzukommenden Kindern 
aus hochmobilen Familien besetzt werden.  

Von diesen gesetzlichen Vorgaben ist die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung für das Schuljahr 2023/2024 
gezielt abgewichen. Sie legt mit Hinweis auf ein verändertes 
Mobilitätsverhalten in den letzten Jahren und der Abnahme 
von Bewerberkindern aus hochmobilen Familien im Vorgriff 
auf eine beabsichtigte Änderung der Aufnahmeverordnung 
intern eine abweichende Verteilung fest: Während das Kon­
tingent für dauerhaft in Berlin lebende Familien unverändert 
blieb (zehn Kinder je Klasse), wurden die übrigen zehn Plät­
ze je Klasse für eine neu gebildete Gruppe der Kinder aus 
„international mobilen“ Familien vorgesehen, unter die so­
wohl hochmobile Familien als auch mobile Familien fielen.

Die 35. Kammer des VG hat entschieden, dass diese Schul­
platzvergabe höchstwahrscheinlich rechtswidrig war, und 
entsprechenden Eilanträgen nicht berücksichtigter Kinder 
und ihrer Erziehungsberechtigten stattgegeben. Die Senats­
verwaltung habe ohne Ermächtigungsgrundlage gehandelt, 
indem sie durch eine rein verwaltungsinterne Regelung von 
dem gesetzlich vorgesehenen Vergabeverfahren abgewichen 
sei. Die Bildung einer neuen, gegenüber den in Berlin leben­
den Kindern privilegierten Bewerbergruppe verletze die ab­
gelehnten Kinder und ihre Eltern in ihrem Recht auf ein 
faires und transparentes Verwaltungsverfahren. Die Vergabe 
der Plätze sei nach Abschluss des Bewerbungsverfahrens an 
zuvor nicht nach außen bekannt gemachten Kriterien ausge­
richtet worden. Die Familien hätten nicht dazu vortragen 
können, ob sie unter die neue, bevorzugte Kategorie „mo­
bil“ fielen.

Da das Aufnahmeverfahren nicht wiederholbar sei, gebiete 
das Grundrecht auf effektiven Rechtsschutz, sämtlichen Be­
werberkindern der Eilverfahren vorläufig einen Schulplatz 
zur Verfügung zu stellen. Durch die vorläufige Aufnahme 
von weiteren Kindern würden weder die Funktionsfähigkeit 
der Schulen noch die Grenzen ihrer Aufnahmekapazität 
überschritten.
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 34/2023 vom 14. August 
2023  
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Planungsrecht

Bundesstraße B 169 bei Riesa kann weitergebaut werden
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 4. Juli 
2023 die Klage mehrerer Inhaber landwirtschaftlicher Be­
triebe gegen den Neubau der Bundesstraße B 169 vom Kno­
tenpunkt mit der B 6 bei Riesa bis südwestlich von Salbitz 
abgewiesen, Az. BVerwG 9 A 5.22.
Nach Auffassung des Senats steht die Planrechtfertigung für 
das Vorhaben, die sich aus der Festlegung des Gesetzgebers 
im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen ergibt, auch nach 
dem bereits erfolgten Bau von anderen Ortsumgehungen in 
der Region nicht in Zweifel. Das FFH-Gebiet "Jahnaniede­
rung“ wird nach den Planunterlagen nicht erheblich beein­
trächtigt; das haben die Kläger nicht mit Rügen angegriffen. 
Es ist ferner nicht zu beanstanden, dass die Planfeststellungs­
behörde sich im Interesse des überregionalen Verkehrs, dem 
der Ausbau der Bundesfernstraße in erster Linie dienen soll, 
für eine direkte Trassenführung und gegen eine mit Umwe­
gen verbundene, weniger leistungsfähige Parallelführung zu 
vorhandenen Bundes- und Landesstraßen entschieden hat.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 55/2023 vom 4. Juli 2023

Straßenverkehrsrecht

Führerscheinentzug wegen E-Scooter-Fahrt nach 
Cannabiskonsum
Wer unter Cannabiseinfluss mit einem E-Scooter fährt, muss 
unter Umständen mit dem Entzug des Führerscheins rech­
nen. Das hat das Verwaltungsgericht Berlin in einem Eilver­
fahren vom 17. Juli 2023 entschieden, Az. VG 11 L 184/23.
Der Antragsteller war im Juli 2022 mit einem E-Scooter im 
Straßenverkehr unterwegs. Da er Schlangenlinien fuhr und 
mehrfach nah an geparkte Autos geriet, wurde er von der 
Polizei angehalten und ihm eine Blutprobe abgenommen. 
Diese wies einen THC-Wert von 4,4 ng/ml auf. Gegenüber 
den Polizisten äußerte der Antragsteller, jeden Tag Canna­
bis zu konsumieren und jeden Tag Auto zu fahren; dies 
stellte er im Nachhinein als nicht ernst gemeint dar. Die 
Fahrerlaubnisbehörde forderte den Antragsteller auf, binnen 
drei Monaten ein medizinisch-psychologisches Gutachten zu 
seiner Fahreignung einzureichen. Der Antragsteller reagierte 
nicht. Ihm wurde daraufhin mit sofortiger Wirkung der Füh­
rerschein entzogen.
Das Gericht lehnte den dagegen gerichteten Eilantrag des 
Antragstellers ab. Die Fahrerlaubnisbehörde müsse demje­
nigen die Fahrerlaubnis entziehen, der sich als ungeeignet 
zum Führen von Kraftfahrzeugen erweise. Dies sei beim 
Antragsteller anzunehmen, weil er das zu Recht angeforder­
te medizinisch-psychologische Gutachten nicht eingereicht 
habe. Eines solchen Gutachtens bedürfe es, um zu klären, 
ob der gelegentlich Cannabis konsumierende Antragsteller 
nur einmalig nicht zwischen dem Cannabiskonsum und dem 
Führen eines Kraftfahrzeugs getrennt habe oder dies auch in 
Zukunft nicht tun werde. Auch beim (erlaubnisfreien) Fah­
ren mit einem Elektrokleinstfahrzeug wie einem E-Scooter 
sei das Trennungsgebot zu beachten. Die Grenze hinnehm­
baren Cannabiskonsums sei überschritten, wenn auch nur 
die Möglichkeit einer cannabisbedingten Beeinträchtigung 
der Fahrsicherheit bestehe; dies nehme die Rechtsprechung – 
jedenfalls beim Fahren eines Autos – bei einem THC-Wert 
von 1,0 ng/ml an. Vorliegend sei neben dem deutlich über­
schrittenen THC-Wert erschwerend zu berücksichtigen, dass 
der Antragsteller bei der Kontrolle im Juli 2022 durch seine 
Fahrweise den Straßenverkehr gefährdet und einen regelmä­
ßigen Verstoß gegen das Trennungsgebot auch beim Auto­
fahren eingeräumt habe. Die gesetzte Frist von drei Monaten 
zur Beibringung des Gutachtens sei ausreichend gewesen, 
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weil Zweifel an der Fahreignung nach einem Verstoß gegen 
das Trennungsgebot rasch zu klären seien. Das öffentliche 
Interesse, schwere Personen- und Sachschäden zu vermeiden, 
die mit Verkehrsunfällen aufgrund einer Drogeneinnahme 
verbunden sein könnten, rechtfertige schließlich den soforti­
gen Entzug des Führerscheins. 
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 32/2023 vom 24. Juli 2023 

Immissionsschutzrecht
Lärm durch Hundespielplatz auch im Wohngebiet zumutbar
Der durch einen Hundespielplatz in einem Wohngebiet ver­
ursachte Lärm ist von Anwohnern hinzunehmen, wenn er 
sich im Rahmen der geltenden Immissionsrichtwerte hält. 
Das hat das Verwaltungsgericht Berlin mit Urteil vom 9. Ju­
ni 2023 entschieden, Az. VG 24 K 148.19. 
Eine Anwohnerin hat gegen den umzäunten und mit einem 
abschließbaren Tor versehenen Hundeauslauf geklagt, den 
das Bezirksamt Lichtenberg im Fennpfuhlpark eingerichtet 
hatte. Die Anlage wird von einem privaten Bürgerverein 
betrieben, mit dem das Bezirksamt einen Nutzungsvertrag 
schloss. Am Tor des Hundespielplatzes ist ein Hinweis auf 
die Öffnungszeiten angebracht (Montag bis Samstag von 8 
bis 20 Uhr, Sonn- und Feiertag 8 bis 13 sowie 15 bis 20 
Uhr). Die Anwohnerin macht geltend, dass die Lärmbelästi­
gung unzumutbar sei und der Spielplatz auch außerhalb der 
Öffnungszeiten genutzt werde. Das Hundegebell verursache 
Stress und störe ihre Konzentrationsfähigkeit, an Entspan­
nung oder gar Schlaf sei in den nutzungsintensiven Phasen 
selbst bei geschlossenen Fenstern nicht zu denken. 
Die 24. Kammer des VG hat die Klage abgewiesen. Die 
Anwohnerin könne die Schließung des Hundespielplatzes 
nicht beanspruchen, weil die davon ausgehenden Geräusche 
zumutbar seien. Dabei komme es nicht auf die individuel­
le Einstellung eines ggf. besonders empfindlichen Menschen 
an, sondern auf das Empfinden eines verständigen Durch­
schnittsmenschen. Bei einer Lärmpegelmessung in der Woh­
nung der Anwohnerin seien die in einem Wohngebiet zuläs­
sigen Immissionsrichtwerte von 55 dB(A) tagsüber – wenn 
auch knapp – eingehalten. Bei der Ermittlung des Werts 
werde der geltend gemachten Lästigkeit des Hundelärms 
(Lautäußerungen in unterschiedlichen Tonhöhen und Impul­
sen) durch einen Aufschlag von 9,3 dB(A) Rechnung getra­
gen. Zu berücksichtigen sei auch, dass der Lärm am Tag 
zwar wiederkehrend, aber keineswegs ununterbrochen sei. 
Außerdem gehörten die Hundehaltung und die damit ein­
hergehenden Hundeauslaufgebiete zum typischen Stadtbild 
einer Großstadt. Die Errichtung eines Hundespielplatzes sei 
daher sinnvoll und könne wegen der möglichen Nutzungs­
konflikte in einer Grünanlage sogar erforderlich sein, um 
das freie Laufen der Hunde auf einen überschaubaren Be­
reich zu begrenzen. Angesichts der in Berlin grundsätzlich 
geltenden Leinenpflicht sei es auch aus Gründen des Tier­
schutzes notwendig, Hunden die Möglichkeit zu geben, sich 
artgemäß frei zu bewegen. Durch die Umzäunung des ab­
schließbaren Hundespielplatzes, der auch regelmäßig durch 
freiwillige Helfer des Bürgervereins verschlossen werde, habe 
das Bezirksamt effektive und ausreichende Maßnahmen zur 
Einhaltung der Öffnungszeiten ergriffen.
Quelle: Pressemitteilung des VG Berlin Nr. 30/2023 vom 17. Juli 2023 

Naturschutzrecht
Landesverordnung zur Unterschutzstellung der Natura 2000-
Gebiete Sachsen-Anhalt ist rechtmäßig
Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt hat 
mit fünf Urteilen, zuletzt mit Urteil vom 27. Juni 2023, meh­
rere Normenkontrollanträge gegen die Landesverordnung 
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zur Unterschutzstellung der Natura 2000-Gebiete im Land 
Sachsen-Anhalt (N2000-LVO LSA) zurückgewiesen, Az. 2 K 
134/19 und 2 K 137/19 vom 5. Juli 2022, Az. 2 K 117/19 
und 2 K 133/19 vom 19. Juli 2022 und Az. 2 K 138/19 vom 
27. Juni 2023.
Mit der gemäß § 23 Abs. 2 des Naturschutzgesetzes des Lan­
des Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) vom Landesverwal­
tungsamt Sachsen-Anhalt erlassenen N2000-LVO LSA vom 
20. Dezember 2018 wurden 26 Europäische Vogelschutzge­
biete im Sinne der Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL) und 216 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinne der Fau­
na-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) zur Umsetzung des 
europäischen Schutzgebietssystems Natura 2000 unter 
Schutz gestellt. Ziel von Natura 2000 ist, innerhalb der 
europäischen Union einen günstigen Erhaltungszustand von 
Lebensräumen sowie Tier- und Pflanzenarten zu bewahren 
oder wiederherzustellen.
Hierzu haben die Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen. Die N2000-LVO LSA enthält in Kapitel 1 (§§ 1 - 5 
N2000-LVO LSA) die Bestimmung des Schutzgegenstandes, 
des Schutzzwecks sowie der Lage und Grenzen der Schutzge­
biete. Kapitel 2 (§§ 6 - 13 N2000-LVO LSA) enthält Schutz­
bestimmungen (Ge- und Verbote) und Freistellungen. Dabei 
regelt § 6 N2000-LVO LSA Allgemeine Schutzbestimmun­
gen, die sich an jedermann richten. §§ 7 - 12 N2000-LVO 
LSA regeln weitere Schutzbestimmungen für bestimmte 
Adressatengruppen, wie z.B. die Landwirtschaft, die Forst­
wirtschaft, die Angel- und Berufsfischerei sowie die Aqua­
kultur (Fischzucht). Ergänzend enthält Anlage 3 zur N2000-
LVO LSA gebietsbezogene Schutzbestimmungen.
Die Antragsteller, ein Landwirt, mehrere Forstwirte, ein 
Fischzüchter, ein Anglerverein, der Landesanglerverband 
Sachsen-Anhalt sowie ein Privater, haben geltend gemacht, 
dass sie durch die Verordnung, insbesondere die hierin ent­
haltenen Ge- und Verbote, unverhältnismäßig in der Nut­
zung ihres Eigentums bzw. ihres Fischereiausübungsrechts 
eingeschränkt würden.
Der 2. Senat des OVG ist dieser Auffassung nicht gefolgt 
und hat die Unterschutzstellung der Gebiete durch eine ein­
zige Landesverordnung als zulässig angesehen. Rechtsgrund­
lage hierfür sei neben § 23 Abs. 2 NatSchG LSA ergänzend 
§ 32 Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Die 
Voraussetzungen einer Unterschutzstellung lägen vor. Der 2. 
Senat hat angenommen, dass es sich bei den 216 FFH-Ge­
bieten, deren rechtlicher Sicherung die N2000-LVO LSA die­
ne, um solche handele, die von der EU-Kommission in die 
sog. Gemeinschaftsliste aufgenommen worden seien. Ebenso 
hat der 2. Senat angenommen, dass es sich bei den geschütz­
ten 26 Vogelschutzgebieten um der EU-Kommission benann­
te Gebiete handele.
Es seien weder Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Gebiets­
auswahl noch an der Rechtmäßigkeit der Gebietsabgrenzung 
ersichtlich. Der Antragsgegner habe umfassend dargelegt, 
nach welchen rechtlichen und fachlichen Kriterien und in 
welchen Schritten die Auswahl und Abgrenzung der Vogel­
schutz- und FFH-Gebiete zunächst in Sachsen-Anhalt und 
nachfolgend auf Bundes- und EU-Ebene durchgeführt wor­
den sei. Anhaltspunkte dafür, dass hierbei die unionsrecht­
lichen Maßstäbe verfehlt worden seien, bestünden nicht. 
Der 2. Senat hat die angegriffenen Regelungen der N2000-
LVO LSA auch als verhältnismäßig angesehen. Regelungen 
des Naturschutzes, die die Nutzung von Grundstücken aus 
Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes beschränkten, 
seien keine Enteignungen, sondern Bestimmungen von Inhalt 
und Schranken des Eigentums. Dem liege die Vorstellung 
zugrunde, dass jedes Grundstück durch seine Lage und Be­
schaffenheit sowie die Einbettung in seine Umwelt geprägt 

werde. Diese Situationsgebundenheit könne den Gesetzgeber 
zu einer entsprechenden Beschränkung der Eigentümerbe­
fugnisse berechtigen. Wenn die natürlichen oder landschafts­
räumlichen Gegebenheiten eines Grundstücks im Interesse 
der
Allgemeinheit erhaltenswert seien und des Schutzes bedürf­
ten, so ergebe sich hieraus eine Art immanenter, d.h. dem 
Grundstück selbst anhaftender Beschränkung der Eigentü­
merbefugnisse, die durch natur- und landschaftsschutzrecht­
liche Regelungen lediglich nachgezeichnet würden. Als un­
zumutbare Beschränkungen der Eigentümerbefugnisse erwie­
sen sie sich erst dann, wenn nicht genügend Raum für 
einen privatnützigen Gebrauch des Eigentums oder eine 
Verfügung über den Eigentumsgegenstand verbleibe oder 
wenn eine Nutzung, die bisher ausgeübt worden sei oder 
sich nach der Lage der Dinge objektiv anbiete, ohne jegli­
chen Ausgleich unterbunden werde. Gemessen daran hande­
le es sich bei den angefochtenen Schutzbestimmungen um 
Inhalts- und Schrankenbestimmungen, die von den Eigentü­
mern hinzunehmen seien. Die Grenzen der Sozialbindung 
seien nicht überschritten. Für die Landwirtschaft seien die 
Beschränkungen der Ausbringung von Dünge- und Pflanzen­
schutzmitteln hinzunehmen. Eine weitere landwirtschaftliche 
Nutzung der Flächen werde nicht generell unterbunden und 
solle auch nicht unterbunden werden. Vielmehr lasse die 
N2000-LVO LSA die landwirtschaftliche Nutzung in den 
besonderen Schutzgebieten weiter zu.
Soweit die Eigentumsbeschränkungen zu einer unzumutba­
ren Belastung führten, stehe den Betroffenen ein Anspruch 
auf eine angemessene Entschädigung zu. Auch die Schutzbe­
stimmungen für die Forstwirtschaft hielten einer rechtlichen 
Überprüfung stand. Dies gelte insbesondere für das in den 
Schutzgebieten (Vogelschutz- und FFH-Gebieten) bestehende 
grundsätzliche Verbot der Holzernte und Holzrückung in 
der Zeit vom 15. März bis zum 31. August in Verbindung 
mit der Möglichkeit, hiervon aus forstsanitären Gründen 
Ausnahmen zuzulassen. Für die Angelfischerei gelte, dass sie 
erhebliche Risiken und ein Störungspotential aufweise, 
durch das sich der Erhaltungszustand der Bestandteile eines 
Natura 2000-Gebietes erheblich verschlechtern könne, so 
dass entsprechende Beschränkungen gerechtfertigt seien. Der 
Besatz eines Gewässers mit Raubfischen könne Populationen 
aller Amphibien- und Libellenarten erheblich beeinträchti­
gen. Auch infolge von Bewegung, Lärm oder Licht könnten 
Arten gestört werden. Auch die Aquakultur weise Risiken 
für das Schutzziel der Erhaltung oder Wiederherstellung ei­
nes günstigen Erhaltungszustands der Schutzgüter der FFH-
Richtlinie auf. Daher sei es zur Erhaltung oder Wiederher­
stellung eines günstigen Erhaltungszustandes der Schutzgü­
ter geboten, auch diejenigen Beeinträchtigungen zu adressie­
ren, die aus der Aquakultur herrührten. Von besonderer Be­
deutung sei das Risiko einer Nährstoffanreicherung (Eutro­
phierung).
Quelle: Pressemitteilung des OVG Magdeburg Nr. 11/2023 vom 24. Juli 
2023

Tierschutzrecht
Vernachlässigte Pferde wurden zu Recht beschlagnahmt
Das Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) hat im Eilverfah­
ren mit Beschluss vom 25. Juli 2023 einen Antrag des Pfer­
dehalters auf einstweiligen Rechtsschutz gegen die aus tier­
schutzrechtlichen Gründen angeordnete Beschlagnahme und 
anschließende Veräußerung von 23 Pferden des „Erlebnis­
hofs Wolfsland“ abgelehnt, Az. VG 3 L 143/23.
Durch das Veterinäramt wurde nach örtlicher Kontrolle fest­
gestellt, dass die auf dem Hof gehaltenen Pferde teilweise 
stark abgemagert, vernachlässigt und erkrankt waren. Im 
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Hinblick auf die vor Ort festgestellten Verhältnisse wurde 
durch das Veterinäramt erstmals im Dezember 2022 und für 
weitere Pferde im April 2023 die Fortnahme angeordnet. 
Mit Bescheid vom 23. Mai 2023 ordnete die Behörde die 
Veräußerung von 23 Pferden an.
Den hiergegen gestellten Eilantrag hat die 3. Kammer des 
VG abgelehnt. Zur Begründung führt das Verwaltungsge­
richt Frankfurt (Oder) aus, dass die tierschutzrechtlichen 
Maßnahmen auf der Grundlage des § 16 a Absatz 1 des Tier­
schutzgesetzes gerechtfertigt waren. Bei Kontrollen der Be­
hörde wurde festgestellt, dass die Pferde teilweise unter­
ernährt bzw. stark unterernährt waren. Nach einem vom Ve­
terinäramt eingeholten Gutachten wiesen die Hufe der Tiere 
krankhafte Veränderungen aufgrund einer über Jahre beste­
henden Unterlassung notwendiger Pflegemaßnahmen auf. 
Weiter sei die im Tierschutzgesetz eröffnete Möglichkeit der 
Anordnung der Veräußerung der Pferde nicht zu beanstan­
den. Eine Rückgabe der Pferde an den Halter sei ausge­
schlossen, da diesem mit Bescheid vom 15. Mai 2023 die 
Haltung und Betreuung von Pferden untersagt worden sei. 
Auch eine anderweitige Unterbringung der Pferde sei auf 
Dauer nicht möglich. Durch die Veräußerung der Pferde be­
stehe die Möglichkeit, diesen eine dauerhafte, tierschutz­
rechtlichen Belangen genügende Unterbringung zu sichern.
Quelle: Pressemitteilung des VG Frankfurt (Oder) Nr. 9/2023 vom 27. Juli 
2023

Arbeitsrecht
Kein Anspruch auf Vergütung bei ruhender Approbation eines 
Arztes
Das Arbeitsgericht Berlin hat mit Urteil vom 28. Juni 2023 
entschieden, dass ein Arzt während des behördlich angeord­
neten Ruhens seiner Approbation keinen Anspruch auf Ver­
gütung hat und zur Rückzahlung bereits geleisteter Vergü­
tung verpflichtet ist, Az. 14 Ca 3796/22 und 14 Ca 
11727/22.
Der Kläger war seit 2016 befristet bis Ende Juni 2022 als 
Arzt in einem großen Berliner Krankenhaus angestellt. Im 
März 2018 ordnete das Landesamt für Arbeitsschutz, Ver­
braucherschutz und Gesundheit des Landes Brandenburg 
das Ruhen der Approbation des Klägers wegen Zweifeln an 
seiner gesundheitlichen Eignung an und forderte diesen zur 
Rückgabe seiner Approbationsurkunde auf. Der Bescheid 
über das Ruhen seiner Approbation ging dem Kläger an 
seiner bei der Ärztekammer hinterlegten Wohnanschrift zu 
und wurde bestandskräftig. Dies hatte zur Folge, dass der 
Kläger den ärztlichen Beruf bis zur Aufhebung der Ruhens­
anordnung nicht ausüben durfte. Dennoch war der Kläger 
in der Folgezeit ohne die erforderliche Berechtigung, als Arzt 
tätig zu werden, an 1.053 Operationen beteiligt, davon an 
444 als erster Operateur.
Nachdem der Kläger, der zwischenzeitlich verzogen war, die 
Approbationsurkunde nicht zurücksandte, stellte die zustän­
dige Behörde Nachforschungen bezüglich der Wohnanschrift 
des Klägers an. Ende Februar 2022 erreichte den Kläger, der 
behauptet, bis zu diesem Zeitpunkt keine Kenntnis von der 
Ruhensanordnung gehabt zu haben, ein behördliches Schrei­
ben mit der Aufforderung zur Rücksendung der Approbati­
onsurkunde. Der Kläger informierte das beklagte Kranken­
haus über das Ruhen seiner Approbation Ende März 2022.
Das beklagte Krankenhaus zahlte dem Kläger für den Monat 
März 2022 daraufhin keine Vergütung.
Die 14. Kammer des AG hat die Zahlungsklage des Klä­
gers abgewiesen und der von dem beklagten Krankenhaus 

n

erhobenen Widerklage auf Rückzahlung der in den letzten 
sechs Monaten gezahlten Nettovergütungen stattgegeben. 
Der Kläger habe die von ihm geschuldete Arbeitsleistung 
nicht erbracht und diese aufgrund des Ruhens der Approba­
tion trotz seiner physischen Leistungsfähigkeit und seiner 
erworbenen fachlichen Qualifikation nicht habe erbringen 
können. Das beklagte Krankenhaus habe die Zahlungen 
in der Vergangenheit ohne rechtlichen Grund geleistet und 
sei daher zur Rückforderung berechtigt. Eine Verrechnung 
mit den in dieser Zeit tatsächlich erbrachten Leistungen des 
Klägers erfolge nicht, da diese nicht mit einem positiven 
Wert zu bemessen seien. Dem beklagten Krankenhaus ver­
bleibe im Hinblick auf potentielle Regressforderungen kein 
zu berücksichtigender Vorteil durch das Tätigwerden des 
Klägers. Dass der Kläger keine Kenntnis der Ruhensanord­
nung gehabt haben wollte, sei unbeachtlich, da die Unkennt­
nis jedenfalls auf ein pflichtwidriges Verhalten des Klägers 
zurückzuführen sei.
Quelle: Pressemitteilung des LAG Berlin-Brandenburg Nr. 24/2023 vom 
8. August 2023

VERANSTALTUNGEN

22. NZA-Jahrestagung vom 26. – 27. Oktober 2023

Unter dem Titel „Arbeitsrecht in bewegten Zeiten“ findet 
die 22. NZA-Jahrestagung vom 26. - 27. Oktober 2023 als 
Hybridveranstaltung in Frankfurt/Main statt. Anmeldung 
unter

beck-seminare.de/35428960

PERSONALIA

Stefanie Vossen-Kempkens ist Präsidentin des SG Dresden

Die 1962 geborene Juristin startete nach ihrem Studium in 
Bochum 1993 die richterliche Laufbahn am Amtsgericht 
Dippoldiswalde. Anschließend war sie am Oberlandesge­
richt Dresden tätig, wechselte als Gruppenleiterin zur Staats­
anwaltschaft Dresden und wurde anschließend zur Richte­
rin am OLG ernannt. Ab 2008 leitete sie als Direktorin 
das Amtsgericht Pirna, nach einer weiteren Abordnung an 
das OLG folgte 2013 die Ernennung zur Vizepräsidentin 
des Amtsgerichts Dresden. 2020 wechselte Stefanie Vossen-
Kempkens als Vizepräsidentin an das LG Dresden.
Quelle: Pressemitteilung des SG Dresden Nr. 2/2023 vom 4. Juli 2023

Sandra Marks zur Richterin am BGH berufen

Sandra Marks ist 53 Jahre und trat 1996 in den höheren 
Justizdienst des Landes Brandenburg ein. Dort war sie in der 
Proberichterzeit bei dem Landgericht Frankfurt (Oder), dem 
Amtsgericht Bad Freienwalde, dem Amtsgericht Bernau und 
dem Amtsgericht Neuruppin eingesetzt. 2001 wurde Sandra 
Marks bei dem Landgericht Neuruppin zur Richterin am 
Landgericht ernannt. 2009 folgte eine Abordnung an das 
Brandenburgische Oberlandesgericht. 2013 wurde sie bei 
dem Landgericht Neuruppin zur Vorsitzenden Richterin am 
Landgericht befördert. Sandra Marks ist dem 4. Strafsenat 
zugewiesen.
Quelle: Pressemitteilung des BGH Nr. 103/2023 vom 3. Juli 2023
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